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1. Allgemeine Angaben 

1.1 Anlaß und Aufgabenstellung 

Die Gemeindevertreterversammlung der Gemeinde Willingshausen hat in ihrer Sitzung 
vom 13. Juli 2023 den Aufstellungsbeschluß zur 29. Änderung des Flächennutzungsplanes 
der Gemeinde Willingshausen gefaßt. Der Aufstellungsbeschluß beinhaltet das Ziel, das 
bestehende „Sondergebiet Biogasanlage“ zu einem „Sondergebiet Erneuerbare Energien“ 
zu entwickeln. 

Zugleich wurde der Aufstellungsbeschluß für den Bebauungsplan Nr. 38 gefaßt. Mit den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes sollen gemäß BauGB § 9 Abs. 1 Ziffer 12 die räumli-
chen Darstellungen für "Versorgungsflächen, einschließlich der Flächen für Anlagen und 
Einrichtungen zur dezentralen und zentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder Spei-
cherung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-
Kopplung" konkretisiert werden. Darüber hinaus sind die gemäß BauGB § 9 Abs. 1 Ziffer 
20 die "Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft" sowie Festlegungen aufgrund erforderlicher naturschutzrechtli-
cher Kompensationsmaßnahmen nach Maßgabe des BauGB § 9 Abs. 1a zu treffen. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes entspricht dem Geltungsbereich der 29. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes. Beide Bauleitplanverfahren werden im Parallelverfahren 
durchgeführt. Die Kosten für die Durchführung der beiden Bauleitplanverfahren über-
nimmt die Schwälmer Biogas GmbH& Co. KG mit Sitz in Willingshausen. 

Der Standort der Biogasanlage Ransbach besteht seit dem Jahr 2009. Die unterschiedli-
chen Anlagen und Elemente der Anlage wurden nach Maßgabe der spezifischen Genehmi-
gungsverfahren sowie nach Maßgabe einer Baugenehmigung durch den Kreisausschuss 
des Schwalm-Eder-Kreises vom 06.04.2009 (Aktenzeichen: A-03538-08-30) und in Verbin-
dung mit einer FFH-Verträglichkeitsvorprüfung realisiert. Im Rahmen des Baugenehmi-
gungsverfahrens bestand zwischen den beteiligten Behörden Einvernehmen darüber, daß 
eine bauleitplanerische Widmung für das Vorhaben nicht erforderlich sei. Mit der nachfol-
genden bauleitplanerischen Widmung des betreffenden Geländes als „Sondergebiet Bio-
gasanlage“ mit der 26. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Willingshau-
sen wurden die tatsächlichen Gegebenheiten bauleitplanerisch nachvollzogen und damit 
zugleich auch die Voraussetzungen für den möglichen Betrieb der Anlage gemäß BImSchG 
geschaffen. 

Mit der Umwidmung des „Sondergebietes Biogas“ in ein „Sondergebiet Erneuerbare 
Energien“ sollen die bauleitplanerischen Voraussetzungen für die weitere Entwicklung des 
Anlagenbetriebes im Kontext der gegenwärtigen energiewirtschaftlichen Anforderungen 
geschaffen werden. 

Auf dieser Grundlage wurde das Planungsbüro NEULAND plan und rat Ende von der 
Schwälmer Biogas GmbH & Co. KG der planerischen Vorbereitung der Flächennutzungs-
planänderung sowie des Bebauungsplanes beauftragt. 
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1.2 Lage im Raum 

Das Plangebiet befindet sich im nordwestlichen Bereich der Gemarkung Ransbach (Ge-
meinde Willingshausen/Schwalm-Eder-Kreis) innerhalb einer landwirtschaftlich genutzten 
Umgebung. Die Erschließung ist über das vorhandene, landwirtschaftliche Wirtschafts-
wegenetz gegeben (s. Übersichtslageplan 1:50.000).  

 

1.3 Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung sowie des Bebauungsplanes um-
faßt die Flurstücke 16/5 und 16/6 der Flur 1 in der Gemarkung Ransbach.  

Flur 1 Flurstück 16/5 2,89 ha Landwirtschaft 

Flur 1 Flurstück 16/6 0,66 ha Landwirtschaft 

Die Gesamtfläche beträgt danach ca.  3,55 ha. 

 

1.4 Rechtsgrundlagen 

Die Erarbeitung der 29. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Willingshau-
sen sowie des Bebauungsplanes Nr. 38 basiert auf folgenden Rechtsgrundlagen in der je-
weils gültigen Fassung: 

 

Baugesetzbuch (BauGB) 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) 

Planzeichenverordnung (PlanZ) 

Hessische Bauordnung (HBO) 

Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

Hessisches Naturschutzgesetz (HeNatSchG) 

Kompensationsverordnung (KV) 

Flächennutzungsplan der Gemeinde Willingshausen (FNP)  
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2. Planerische Vorgaben und Grundlagen 

2.1 Übergeordnete und kommunale Planung 

Mit dem rechtskräftigen Flächennutzungsplan der Gemeinde Willingshausen ist die raum-
ordnerische Bestandskraft für die gegenwärtige Biogasanlage am Standort gegeben. 

 

2.2 Bedarf zur Erweiterung betrieblichen Entwicklung 

Der Bedarf zur Erweiterung der betrieblichen Entwicklung der Biogasanlage Ransbach 
ergibt sich aus der gegenwärtigen politischen Zielsetzung zum Ausbau der Erneuerbaren 
Energien. 

In diesem Rahmen können und sollen die Potentiale zur Erzeugung von Strom aus erneu-
erbaren Energien für den betrieblichen Bedarf genutzt werden. 

Mit der planungsrechtlichen Ausweisung eines Sondergebietes Erneuerbare Energien soll 
nunmehr sowohl dem übergeordneten energiepolitischen wie dem örtlichen Interesse zur 
Weiterentwicklung des zukunftsorientierten Betriebes der Biogasanlage Ransbach in Ver-
bindung mit der landwirtschaftlichen Produktion und damit der Stabilisierung der wirt-
schaftlichen Strukturen im ländlichen Raum Rechnung getragen werden. 

 

2.3 Standortalternativen 

Aufgrund der Existenz der Biogasanlage Ransbach und der Ausrichtung der Betriebspla-
nungen auf diesen Betriebsstandort bestehen keine Standortalternativen. 

 

2.4 Realnutzung 

Die Realnutzung am geplanten Standort wird durch die bestehende Biogasanlage geprägt 
und im unmittelbaren und weiteren Umfeld von landwirtschaftlichen Flächen gekenn-
zeichnet. 

 

2.5 Verkehr 

Der Betrieb der Biogasanlage wird über verkehrliche Erschließungen über ein ausgebautes 
Wirtschaftswegenetz gewährleistet, dabei verteilen sich die Fahrten zu 50 % auf die süd-
östliche Anbindung (Richtung Ransbach), zu 30 % auf die nordöstliche Anbindung (Rich-
tung Ziegenhain, Schafhof) und zu 20 % auf die südwestliche Anbindung (Richtung Wasen-
berg). 

 

2.6 Sonstige Infrastruktur 

Die unmittelbar am Standort der Biogasanlage vorbeiführende Gasfernleitung des Betrei-
bers Eon stellte einen weiteren maßgeblichen Faktor für den Betrieb der Biogasanlage 
dar. 
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2.7 Naturräumliche Bedingungen 

Landschaftsraum, Geologie, Boden 

Das Plangebiet wird naturräumlich der Untereinheit „Wasenberger Terrassen“ (343.01) 
als Untereinheit der, zur „Westhessischen Senke“ (343.) gehörigen „Schwalm“ (343.0) zu-
geordnet (SANDNER 1960). Die Einheit bildet den südlichen Rahmen des „Schwalmgrun-
des“ und besteht aus sehr flach getreppt zum „Schwalmgrund“ (343.00) abfallenden Ter-
rassen. Über dem mittleren Buntsandstein als Ausgangsgestein lagern mächtige (bis zu 10 
m starke) Lößlehmdecken auf, aus denen im Verlauf der nachfolgenden Genese größten-
teils hochwertige Braunerden hervorgegangen sind. In Verbindung mit einer trockenwar-
men Klimasituation konnte unter dem Einfluß der Kultivierungsleistungen durch den 
Menschen ein landwirtschaftliches Vorzugsgebiet mit vorherrschenden ackerbaulichen 
Nutzungen und den Hauptfrüchten Weizen und Zuckerrübe entstehen.  

 

Wasser 

Die hydrologischen Bedingungen sind in Abhängigkeit der geologischen Ausgangssituation 
im Plangebiet und ausweislich der Hydrogeologischen Karte hinsichtlich der Grundwas-
serergiebigkeit als mäßig bis mittel und hinsichtlich der Verschmutzungsempfindlichkeit 
als mittel anzusehen. 

Oberflächengewässer waren und sind im Bereich des Plangebietes nicht existent. Erst im 
weiteren Verlauf des in östliche Richtung abfallenden Reliefs entwickelt sich ein perio-
disch wasserführender Graben, der in Höhe des Schafhofs an der K 107 (ehemalige B 254) 
nach Norden verschwenkt und schließlich in die Schwalm entwässert. 

 

Klima 

Das Großklima des nordhessischen Raumes ist der gemäßigten Klimazone bei vorherr-
schenden Westwinden zuzuordnen und als maritim bis kontinental mit etwa gleich kühlen 
Sommern und kälteren Wintern zu bezeichnen. Die Hauptwindrichtung ist Südwest, ge-
folgt von Südost. 

Das örtliche Klima ist von den Klimawirkungen der vorhandenen landschaftlichen Struktu-
ren geprägt und hier durch die landwirtschaftliche Nutzung bestimmt. In Abhängigkeit des 
Aufwuchses tragen die Vegetationsbestände zur Entstehung von Kaltluft bei, die bei den 
vorliegenden Hangneigungen vor allem nach Osten über die allmählich abfallende 
Lößbörde in Richtung Schwalmaue abfließt.  

 

Vegetation, Biotope 

Der Landschaftsraum zwischen Wasenberg und Schwalmstadt ist landwirtschaftlich ge-
prägt. In dem für das Sondergebiet Biogasanlage vorgesehenen Bereich dominieren 
Ackerflächen das landschaftliche Erscheinungsbild. Die Vegetation ist hier auf die jeweils 
angebauten Kulturpflanzenbestände sowie die zugehörige und in ihrer Ausprägung 
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deutlich untergeordnete Begleitvegetation und schmale Grassäume im Verlauf von Wirt-
schaftswegen und Parzellengrenzen begrenzt. Darüber hinaus ergänzen im näheren Um-
feld einzelne Hecken und Feldgehölze das landschaftliche Spektrum. 

 

Fauna 

Die Fauna des Plangebietes ist entsprechend der vorherrschenden Landschaftssituation 
und der daraus resultierenden Lebensraumtypen als Fauna der agrarischen Kulturland-
schaft anzusprechen. Aufgrund der großräumigen Lage der Agrarlandschaft innerhalb des 
vorwiegend waldgeprägten nordhessischen Berglandes einerseits und der kompakten lo-
kalen Ausprägung im Bereich des Schwalmbeckens andererseits erlangt die Vogelfauna im 
Bereich des Plangebietes eine besondere Ausprägung. In dieser Hinsicht ist insbesondere 
das Brutvorkommen der Wachtel herauszustellen, die im Bereich des Plangebietes mit ei-
ner der bedeutendsten Populationen Hessens auftritt. Weiterhin stellt die besondere 
Lage und Ausprägung für viele Vogelarten des Offenlandes eine besondere Attraktivität 
als Rastplatz dar. 

 

Landschaftsbild, Erholung 

Das Plangebiet ist in seinem Erscheinungsbild überwiegend als strukturarmer landwirt-
schaftlicher Kulturraum zu charakterisieren. Aufgrund seiner landschaftlichen Ausstattung 
und seiner relativ peripheren Lage ist der Bereich des Plangebietes als Gebiet von unter-
geordneter Bedeutung für die allgemeine (Nah)erholung einzustufen, wenngleich die vor-
handenen Wirtschaftswege auch regelmäßig, jedoch auch nur in geringer Anzahl, von 
Spaziergängern frequentiert werden. 
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3. Planerische Umsetzung und Umweltbelange 

3.1 29. Flächennutzungsplanänderung 

Der rechtskräftige Flächennutzungsplan gibt im Rahmen dessen 26. Änderung neben der 
Widmung „Sondergebiet Biogasanlage“ „Flächen für grünordnerische Maßnahmen (nach 
§ 5 (2) 10. BauGB)“ umlaufend an den Grenzen des Plangebietes vor. Dabei erfolgten die 
betreffenden Festlegungen mit Blick auf die insoweit günstige Landschaftssituation aus-
drücklich „nicht flächenhafte Darstellungen“. Aufgrund des Vorranges betrieblicher Ent-
wicklungsmaßnahmen wurden die grünordnerischen Auflagen darüber hinaus durch die 
Zahlung von Ersatzgeldern erfüllt und kamen danach die zur Eingrünung der Anlage ge-
mäß Baugenehmigung vorgesehenen fünfreihigen Pflanzungen nicht zur Umsetzung. 

Von dieser grünordnerischen Vorgabe kann mit der 29. Änderung des Flächennutzungs-
planes daher gänzlich abgesehen werden, da sich erwiesen hat, daß die raumordnerische 
angestrebte landschaftliche Einbindung durch die Lage des Betriebsstandortes in idealer 
Weise erfüllt werden. Dabei kommen nicht nur die Geländemorphologie mit der leichten 
Senkenlage des Standortes, sondern auch im näheren Umfeld vorhandene Gehölzstruktu-
ren, sondern vor allem die abseitig des öffentlichen Verkehrsnetzes gegebene Lage zum 
Tragen. Aufgrund dieser Standortbedingungen ist die visuelle Wahrnehmbarkeit des Be-
triebsgeländes zum überwiegenden Teil allein durch den betrieblichen Zusammenhang 
gegeben und eine allgemeine Sichtbarkeit von untergeordneter Bedeutung. 

Da die Wirkung des Flächennutzungsplanes zunächst ausschließlich für behördlichen Ent-
scheidungen gegeben ist blieb die Umsetzung der grünordnerischen Ziele der 26. Flächen-
nutzungsplanänderung gegenüber den betrieblichen Entwicklungsmaßnahmen nachran-
gig. 

Mit der im Parallelverfahren erfolgenden Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 38 für das 
Plangebiet erfolgt zugleich eine Konkretisierung der Entwicklungsziele am Standort der 
Biogasanlage mit unmittelbarer privatrechtlicher Wirkung. In diesem Kontext sind auch 
die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege entsprechend zu würdigen. 

Aufgrund der bestehenden Gegebenheiten kann daher auf eine weitere Darstellung grün-
ordnerischer Zielsetzungen in der 29. Änderung des Flächennutzungsplanes nunmehr ver-
zichtet werden. 

 

3.2 Bebauungsplan Nr. 38 

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes sollen gemäß BauGB § 9 Abs. 1 Ziffer 12 die 
räumlichen Darstellungen für "Versorgungsflächen, einschließlich der Flächen für Anlagen 
und Einrichtungen zur dezentralen und zentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder 
Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-
Kopplung" konkretisieren. Darüber hinaus sind die gemäß BauGB § 9 Abs. 1 Ziffer 20 die 
"Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft" sowie Festlegungen aufgrund erforderlicher naturschutzrechtlicher Kom-
pensationsmaßnahmen nach Maßgabe des BauGB § 9 Abs. 1a zu treffen. 
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Im Hinblick auf die vergleichsweise schnellen Veränderungen der Anforderungen und Auf-
gaben in der Erzeugung erneuerbarer Energien wird – analog zu vergleichbaren Bauleit-
planverfahren an anderen Standorten im Bundesgebiet – auf eine zeichnerische Spezifi-
zierung und Differenzierung von baulichen Objekten innerhalb des Plangebietes verzich-
tet. Dadurch bleiben dem Betrieb im Rahmen grundsätzlicher Rahmenvorgaben größt-
mögliche flexible Umsetzungsmöglichkeiten erhalten. 

 

Aufgrund vorgenannter Prämissen trifft der Bebauungsplan Nr. 38 folgende textliche Fest-
setzungen (Kursivdruck) als grundsätzliche Rahmenvorgaben: 

 

1. Art der baulichen Nutzung 

Sondergebiet gemäß § 11 (2) BauNVO 

Zulässig sind Anlagen, die der Nutzung erneuerbarer Energien dienen 
sowie zugehörige Betriebs– und Verwaltungsgebäude 

 

Innerhalb des Sondergebietes sind insbesondere zulässig, die Errichtung und der Betrieb 

von: 

Anlagen zur Erzeugung, Verarbeitung, Aufbereitung und Einspeisung von Biogas 

einschließlich der Nebenanlagen wie Fahrsilos, Sickersaftgruben und Lagerbehälter 

sowie deren technische Erschließung und Zäune. Zulässig sind Fahrsiloanlagen, An-

nahme- und Technikgebäude, Feststoffdosierer, Gasnotfackeln, Blockheizkraft-

werke (BHKW), Wärmespeicher, Gasspeicher, Fermenter, Nachgärer, Gärrestlager-

behälter, abflusslose Sammelgruben. Gebäude und Anlagen zur Separation, Lage-

rung, Aufbereitung, Reinigung und Trocknung von Gärresten und Biogas.  

Dem Sondergebiet dienende Büro-, Verwaltungs- und Sozialgebäude sowie Lager-

hallen und notwendiger Betriebstankstellen. 

Hackschnitzelheizwerk mit Holzlagerplatz, Wärmepumpen, Gasheizkessel, Flüssig-

gaslagerbehälter. 

Solarthermie-, Photovoltaikanlagen als Freiflächen- bzw. Dachanlagen soweit 

diese überwiegend der Deckung des Eigenstrombedarfes dienen. 

Windenergieanlagen mit maximale Nabenhöhe 75 m, 

soweit diese überwiegend der Deckung des Eigenstrombedarfes dienen. 

Anlagen zur Erzeugung und Verarbeitung von Wasserstoff 

Anlagen zur Verflüssigung, Verarbeitung und Lagerung von CO2 aus dem Aufberei-

tungsprozesses der Biomethanaufbereitung. 
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Ausnahmen gemäß § 16 Abs. 6 BauNVO vom Höchstmaß der festgesetzten Höhen bauli-

cher Anlagen in dem sonstigen Sondergebiet „Erneuerbare Energien Ransbach“ sind für 

technische Aufbauten wie Schornsteine und Lüftungsrohre zulässig.  

 

2. Maß der baulichen Nutzung gemäß § 16 BauNVO 

Die maximale Grundflächenzahl (GRZ) ist für das sonstige „Erneuerbare Energien Rans-

bach“ wird gemäß § 17 Absatz 1 BauNVO auf 0,80 begrenzt. 

 

Eine Überschreitung der festgesetzten GRZ für 

1. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie 

2. bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, 

durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird 

ist bis auf eine GRZ von 0,9 zulässig. 

 

3. Bauweise, Baugrenzen 

(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO) 

Offene Bauweise. 

Die Grenzabstände richten sich nach der HBO 

 

4. Nebenanlagen, Garagen und Werbeanlagen 

Nebenanlagen und Garagen sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zu-
lässig. 

Die Errichtung von Werbeanlagen ist innerhalb der nicht überbaubaren Grundstücksflä-
chen zulässig, soweit keine anderen Vorschriften entgegenstehen. 

 

5. Grünflächenanteil 

Mindestens 5 % der Grundstücksfläche sind als unversiegelte 

Flächen für die Herrichtung von Grünanlagen vorzusehen. 

 

6. Grünordnerische Maßnahmen 

Festsetzungen zu Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstiger Vegetation wer-
den bedingt durch die Anforderungen aus der baulichen Nutzung nicht getroffen. 
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B. Textliche Festsetzungen aufgrund 
     sonstiger Rechtsgrundlagen 

 

1. Wasserwirtschaftliche Festsetzungen 

Das Oberflächenwasser kann im Sinne des § 51 (3) WHG grundsätzlich und soweit dies 
ohne Schädigungen des Naturhaushaltes zugelassen werden kann dem Landschaftshaus-
halt zurückgeführt werden. Die Zulässigkeit der Rückführung des Oberflächenwassers von 
befestigten Flächen wird an den Nachweis der schadlosen Ableitung gebunden. 

Das Niederschlagswasser der Dachflächen kann für die betriebliche Nutzung (Toilettenan-
lagen, Bewässerung der Außen anlagen etc.) aufgefangen werden. 

 

2. Einfriedungen 

Zulässig sind Stahlrank- und Maschendrahtzäune bis zu einer Höhe von 2,5 m. Bei der Ein-
zäunung des Geländes sind die nachbarschaftsrechtlichen Vorschriften zu beachten. 

 

3. Naturschutzrechtliche Festsetzungen 

Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens für die Windenergieanlage wird daher die 

Durchführung einer Natura-2000-Verträglichkeitsprüfung vorgegeben. 

 

Die aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwartenden Eingriffe im Sinne § 14 
BNatSchG ergeben ein rechnerisch und ergänzt durch Abwägung nach den Vorgaben der 
Kompensationsverordnung ermitteltes Wertpunktdefizit in Höhe von 857.000 Wertpunk-
ten. 

Der Wert ergibt sich in Anwendung der KV Anlage 2 Nr. 4.3 „Eingriffe durch Masten“. Bei 
Einstufung des Landschaftsraumes in die Wertstufe 3 „Landschaften mit hoher Bedeutung 
für die Landschaftspflege...“ sind je lfd. m Einzelmast (Nabenhöhe zzgl. Rotorblattlänge = 
75 m + 33 m) 857 WP anzusetzen. Daraus ergibt sich ein Wertpunktedefizit in Höhe von 
92.556 Wertpunkten. 

Die Kompensation erfolgt durch den Ankauf von Ökopunkten entsprechend des festgestell-
ten Wertpunktedefizits. 

Mit der Kompensation des „Eingriffs durch den WEA-Mast“ können zugleich alle sonstige 
Eingriffswirkungen aufgrund des Bebauungsplanes als ausgeglichen angesehen werden. 

Aufgrund der Bindung des Kompensationsbedarfs an die Genehmigungsfähigkeit der WEA 
wird die Leistung der Kompensation abweichend von der unmittelbaren Wirksamkeit mit 
der Festsetzung des Bebauungsplanes zur Hälfte an den Zeitpunkt der Betriebsgenehmi-
gung gekoppelt. 
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C. Empfehlungen 

 

1. Farbliche Gestaltung der Gebäude und der Dächer 

Zur Anpassung der Gebäudekörper in die ortstypischen Gegebenheiten sollte die Farbge-
bung der Außenwände in Orientierung an den Farbton „Moosgrün“ erfolgen. Grelle Farb-
töne sind zu vermeiden. Die Dachflächen sollten in einem nichtglänzenden Grauton ausge-
führt werden. 

 

2. Sonnenenergienutzung 

Zur Minderung des Energieverbrauchs aus nicht regenerativen Energiequellen sollten die 
Dachflächen, soweit möglich, zur Nutzung thermischer oder photovoltaischer Sonnenener-
gieanlagen herangezogen werden. 

 

3. Verwendung von Bodenaushub 

Zur Minderung des Verlustes unbelasteter Böden soll der im Zusammenhang mit den Bau-
maßnahmen aufgrund des Bebauungsplanes anfallende Bodenaushub entsprechend sei-
nen Qualitäten nach Möglichkeit bei der Herrichtung der Außenanlagen verwendet wer-
den. Sofern solche Möglichkeiten nicht oder nicht im erforderlichen Umfang im Bereich 
des Bebauungsplanes bestehen, sollte kulturfähiger Bodenaushub einer adäquaten Ver-
wertung in der Landwirtschaft oder im Garten- und Landschaftsbau zugeführt und durch 
entsprechende Kultivierungsmaßnahmen die Kompensation des Verlusts von Bodenfunkti-
onen gewährleistet werden. 

 

Bei der Verwertung des anfallenden Erdaushubs sind die „Handlungsempfehlungen zur 
rechtlichen Beurteilung von Aufschüttungen und bei Auf- und Einbringung von Bodenma-
terial auf Böden“ vom 27.10.2015 (StAnz. Nr. 46/2015, S. 1150) zu beachten. 

Sofern überschüssiges Bodenmaterial in einer Menge von mehr als 600 cbm anfällt, ist ge-
mäß § 4 (3) HAltBodSchG in Verbindung mit § 12 BBodSchV vorab eine Anzeige bei der Un-
teren Bodenschutzbehörde erforderlich. 

4. Baumaterialien 

Nach Möglichkeit sollen umweltfreundliche und baubiologisch geeignete Baustoffe ver-
wendet werden. 

 

D. Hinweise 

 

1. Entwässerungssatzung 

Für die Errichtung und den Betrieb von Regenwassernutzungsanlagen sind die 
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Bestimmungen der Entwässerungssatzung der Gemeinde Willingshausen in ihrer jeweils 
gültigen Fassung zu beachten. 

 

2. Stellplatzsatzung 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt die Stellplatzsatzung der Gemeinde Willings-
hausen in ihrer jeweils gültigen Fassung. 

 

3. Bodendenkmäler 

Sofern bei Erdarbeiten Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen 
oder sonstige Funde (z.B. Scherben, Steingeräte, Skelette etc.) zu Tage treten, so ist gemäß 
§§ 19 und 20 DSchG das Landesamt für Denkmalpflege, Abt. Vor- und Frühgeschichte, Au-
ßenstelle Marburg, Ketzerbach 11, 35037 Marburg unverzüglich zu unterrichten und sind 
die Arbeiten vorübergehend einzustellen. 

 

4. Schutz des Mutterbodens 

Mutterboden, der bei der Errichtung und Veränderung baulicher Anlagen sowie bei we-
sentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, ist gemäß § 202 
BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schüt-
zen. Darüber hinaus besteht das Erfordernis zur Beachtung der Vorsorgewerte nach An-
hang 2 Nr. 4 der BBodSchV. 

 

5. Altlastenverdacht 

Im Bereich des Plangebietes sind keine Altlasten-Verdachtsflächen bekannt. Bei Auftreten 
von geruchlichen oder farblichen Auffälligkeiten im Zusammenhang mit Bodeneingriffen 
sind die Arbeiten zu unterbrechen und ist das Dezernat 31.5 des RP Kassel hinzuziehen. 

 

6. Ausbau und Dimensionierung der Verkehrsflächen 

Die Dimensionierung der Grundstückszufahrt sowie von Straßen- und Wegeflächen ist auf 
eine ungehinderte Anfahrt von Abfallentsorgungsfahrzeugen auszurichten und entspre-
chend der „Muster-Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr“ auszugestalten. 

 

7. Löschwasserversorgung 

Die Löschwasserversorgung für die Feuerwehr ist gemäß dem DVGW-Arbeitsblatt W 405 
auszugestalten. 
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8. Ausführung von Ver- und Entsorgungsleitungen 

Bei der Verlegung von Ver- und Entsorgungsleitungen sollte eine Lehrrohrverlegung zur 
Breitbandversorgung berücksichtigt werden. 

 

 

3.3 Umweltbelange 

Der aufgrund der 29. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie mit dem Bebauungs-
plan Nr. 38 planungsrechtliche, vorbereitete Eingriff in Natur und Landschaft wird danach 
hinsichtlich der verschiedenen landschaftsökologischen Belange folgendermaßen bewer-
tet: 

 

Vorbelastungen 

Vorbelastungen sind durch die seit dem Jahr 2010 bestehende Biogasanlage am Standort 
gegeben. 

Insoweit sind die Belange, Klima, Biotope, Vegetation und Fauna, Landschaftsbild und 
Naherholung sowie Wohnumfeld und Emissionen bereits mit den erteilten Genehmigun-
gen bzw. auch der gegenwärtigen bauleitplanerischen Situation gewürdigt worden. 

 

Neue Belastungen 

Neue Belastungen des Landschaftsraumes können aus den mit den betrieblichen Entwick-
lungsperspektiven resultierenden Zielen der Erzeugung von Strom für den Eigenbedarf 
aus Photovoltaikanlagen sowie einer Windenergieanlage resultieren. 

 

3.4 Naturschutzrechtliche Belange 

Die naturschutzrechtlichen Belange wurden ebenfalls im Zusammenhang mit der Genese 
der Biogasanlage einbezogen und können als erfüllt angesehen werden. 

Mit der geplanten Errichtung einer Windenergieanlage mit einer Nabenhöhe von bis zu 
75 m ergibt sich gegenüber den bisherigen Entscheidungen jedoch ein neues zusätzliches 
Konfliktpotential. 

Dazu liegt ein Gutachten des Büros SIMON & WIDDIG (2022) vor. Die Gutachter kommen 
zu folgenden Ergebnissen (Kursivdruck): 

 

„Beeinträchtigungen von Arten des Anhangs I der VS-RL 

Die LÄNDER-ARBEITSGEMEINSCHAFT DER VOGELSCHUTZWARTEN (LAG-VSW) (2015) emp-
fiehlt einen Abstand von 10-facher Anlagenhöhe zu Europäischen Vogelschutzgebieten mit 
WEA-sensiblen Arten im Schutzzweck. Bei einer Anlagenhöhe von mindestens 200 m liegt 
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der 10-fache Abstand bei 2 km. Die nächstgelegene WEA befindet sich nur 140 m von der 
nächsten Teilfläche des VSG „Schwalmniederung bei Schwalmstadt“ entfernt. Die Ab-
standsempfehlung wird somit nicht eingehalten. Anlage- und betriebsbedingte Beein-
trächtigungen am Raststand-ort können nicht ausgeschlossen werden.  

Die WEA-sensiblen Brutvogelarten des Anhang I der VS-RL (Weißstorch und Wachtelkönig) 
sind im VSG „Schwalmniederung bei Schwalmstadt“ von den anlage-, bau- und betriebsbe-
dingten Wirkungen des Vorhabens aufgrund der Entfernung zum Vorhabenbereich nicht 
unmittelbar betroffen. Die Maßnahmen zum Bau der WEA wirken weder direkt noch indi-
rekt auf die Habitatstrukturen im Vogelschutzgebiet ein, da sie vollständig außerhalb des 
Schutzgebiets liegen und nicht in den Wasserhaushalt von Grund- und Oberflächengewäs-
ser eingreifen. Bau- und betriebsbedingt kann eine Störung am Brutplatz für die im Gebiet 
vorkommenden Brutvogelarten mit Erhaltungszielen aufgrund der Einhaltung von Min-
destabständen nach HMUKLV & HMWEVW (2020) sowie im Hinblick auf die artspezifi-
schen Fluchtdistanzen (maximal 100 m) ausgeschlossen werden.  

Das Erhaltungsziel „Erhaltung von Rastgebieten in weiträumigen Agrarlandschaften“ kann 
durch die WEA-Planung beeinträchtigt werden. Ein landesweit bedeutsames Rastvorkom-
men wird für den Goldregenpfeifer und regional für Korn-, Rohr-, und Wiesenweihe ange-
nommen. Die Arten Brachpieper, Kampfläufer, Merlin und Mornellregenpfeifer reagieren 
ebenfalls empfindlich auf Vertikalstrukturen wie WEA (STÜBING 2020). Eine Meidung des 
Umfelds der WEA und somit eine erhebliche Beeinträchtigung von südlich der Anlagen vor-
handenen Rastgebieten innerhalb des VSG kann auf Grundlage der vorhandenen Daten 
nicht ausgeschlossen werden. 

 

Beeinträchtigungen von Arten des Art. 4, Abs. 2 der Vogelschutz-RL  

Im Vogelschutzgebiet kommen aktuell keine WEA-sensiblen Brutvogelarten des Artikel 4, 
Absatz 2 der VS-RL im VSG „Schwalmniederung bei Schwalmstadt“ vor. Der Kiebitz konnte 
zuletzt im Jahr 2010 mit einer Brutzeitfeststellung im Gebiet nachgewiesen werden (STÜ-
BING 2020). Anlage-, bau- und betriebsbedingte Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele 
von Brutvogelarten des Art. 4, Abs. 2 der VRL können ausgeschlossen werden.  

Das Erhaltungsziel von Zug- und Rastvögel „Erhaltung von Rastgebieten in weiträumigen 
Agrarlandschaften“ kann durch die WEA-Planung beeinträchtigt werden. Ein landesweit 
bedeutsames Rastvorkommen wird für den Kiebitz angenommen. Eine Meidung des Um-
felds der WEA und somit eine Beeinträchtigung von südlich der Anlagen vorhandenen 
Rastgebieten innerhalb des VSG kann auf Grundlage der vorhandenen Daten nicht ausge-
schlossen werden. 

 

Einschätzung der Relevanz anderer Pläne und Projekte  

Da es durch das geplante Vorhaben allein bereits zu einer erheblichen Beeinträchtigung 
der Erhaltungsziele des Schutzgebiets kommen kann, ist die Betrachtung eventuell kumu-
lativ wirkender anderer Pläne und Projekte nicht erforderlich.  
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Fazit  

Die geplanten WEA liegen nur wenige 100 m von der Gebietsgrenze entfernt, so dass Fern-
wirkungen auf Gebietselemente, insbesondere in ihrer Funktion als Rastgebiete von Offen-
landarten, auf Grundlage der vorhandenen Daten nicht ausgeschlossen werden können. 
Eine erhebliche Beeinträchtigung von Erhaltungszielen des Schutzgebiets ist daher mög-
lich. Eine Natura 2000-Verträglichkeitsprüfung ist daher erforderlich“ 

 

Mit der Festsetzung des Bebauungsplanes wird daher die Durchführung einer Natura-
2000-Verträglichkeitsprüfung im Rahmen des Genehmigungsverfahrens für die Windener-
gieanlage vorgegeben. 

 

 

3.3.4 Naturschutzrechtliche Kompensation 

Die aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwartenden Eingriffe im Sinne § 
14 BNatSchG werden entsprechend den Vorgaben der Kompensationsverordnung (KV) er-
mittelt. 

Der Wert ergibt sich danach in Anwendung der KV Anlage 2 Nr. 4.3 „Eingriffe durch Mas-
ten“. Bei Einstufung des Landschaftsraumes in die Wertstufe 3 „Landschaften mit hoher 
Bedeutung für die Landschaftspflege...“ sind je lfd. m Einzelmast (Nabenhöhe zzgl. Rotor-
blattlänge = 75 m + 33 m) 857 WP anzusetzen. Daraus ergibt sich ein Wertpunktedefizit in 
Höhe von 92.556 Wertpunkten. 

Die Kompensation erfolgt durch den Ankauf von Ökopunkten entsprechend des festge-
stellten Wertpunktedefizits. 

Mit der Kompensation des „Eingriffs durch den WEA-Mast“ können zugleich alle sonstige 
Eingriffswirkungen aufgrund des Bebauungsplanes als ausgeglichen angesehen werden. 

Aufgrund der Bindung des Kompensationsbedarfs an die Genehmigungsfähigkeit der WEA 
wird die Leistung der Kompensation abweichend von der unmittelbaren Wirksamkeit mit 
der Festsetzung des Bebauungsplanes zur Hälfte an den Zeitpunkt der Betriebsgenehmi-
gung gekoppelt. 
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4. Planerische Ausgestaltung 

Die planerische Ausgestaltung der Flächennutzungsplanänderung sowie des Bebauungs-
planes tragen dem Ziel zur Schaffung eines Standortes für die Erzeugung Erneuerbarer 
Energien wie den besonderen Anforderungen zur Berücksichtigung der Belange des Na-
turschutzes Rechnung.  

Danach werden die beiden Flurstücke des Plangebietes mit der 29. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes als Sondergebiet Erneuerbare Energien (gemäß § 5 (2) Nr. 2 b) BauGB) 
mit einer Gesamtgröße von ca. 3,55 ha ausgewiesen und mit den Festsetzungen des Be-
bauungsplanes Nr. 38 konkretisiert. 

 

 

 

5. Flächenbilanz 

Unter Zugrundelegung der Erhebungen zur Realnutzung sowie der Auswertung der Flä-
chengrößen aufgrund der Planfestsetzungen ergibt sich folgende Flächenbilanz: 

 

  Bestand     FNP 29. Änderung BP 

       FNP 

in ha   

Sondergebiet 
Biogasanlage          3,55     3,55   0,00  0,00 

Sondergebiet 
Erneuerbare Energien            0,00    0,00   3,55  3,55 

Gesamt      3,55       3,55   3,55  3,55 

 

 

6.  Verfahrensgang 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Willingshausen hat am 13. Juli 2023 beschlossen, 
die 29. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie im Parallelverfahren den Bebauungs-
plan Nr. 38 aufzustellen. 

Von der frühzeitigen Bürgerbeteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (1) BauGB wurde un-
ter Bezugnahme von Ziffer 1 der Regelung abgesehen, da sich die vorgesehene Änderung 
des Flächennutzungsplanes sowie die Aufstellung des Bebauungsplanes im Bereich eines 
bereits seit 15 Jahren bestehenden Betriebes der Biogasanlage nicht oder nur unwesent-
lich auf das Plangebiet und die Nachbargebiete auswirken. 
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Der Billigungs- und Auslegungsbeschluß wurde in der Gemeindevertreterversammlung 
der Gemeinde Willingshausen am 13.07.2024 gefaßt. 

Die Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung mit Angabe von Ort, Dauer und Hinweis, 
daß Anregungen und Bedenken während der Auslegungsfrist vorgebracht werden kön-
nen, erfolgte gemäß § 3 (2) Satz 2 BauGB am 18.07.2024 ortsüblich. 

Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (1) erfolgte gleichzeitig mit 
dem Verfahren nach § 3 (2) BauGB in der Zeit vom 05.08.2024 bis zum 04.09.2024. Die 
nach § 4 (1) BauGB beteiligten Träger öffentlicher Belange wurden gemäß § 3 (2) Satz 3 
BauGB am 05.08.2024 von der Auslegung benachrichtigt. 

Die öffentliche Auslegung des Entwurfes mit Erläuterung erfolgte gemäß § 3 (2) Satz 1 
BauGB für die Dauer eines Monats vom 05.08.2024 bis zum 04.09.2024. 

Die 29. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie der Bebauungsplan Nr. 38 wurden 
von der Gemeindevertreterversammlung der Gemeinde Willingshausen am xx.xx.xxxx 
festgestellt. 

 

 

Aufstellung: Gemeinde Willingshausen 

 

 

Willingshausen, den 

 

       Luca Fritsch, Bürgermeister 

 


